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1 Gegenstand des Kreisschreibens

Mit den umzusetzenden Massnahmen soll die Liquidität in den beiden Fonds de Roulements (FdR) In-
vestitionskredite (IK) bzw. Betriebshilfedarlehen (BHD) besser reguliert werden können. Das vorlie-
gende Kreisschreiben erweitert den Ermessenspielraum der Kantone und zeigt deren Handlungsspiel-
raum zur Steuerung und Schonung der Liquidität auf. 

Das Kreisschreiben steckt mit dem Anhang 1 den Rahmen für befristete Massnahmen zur Begrenzung 
des Bedarfs an zusätzlichen Finanzmitteln des Bundes für die Ausrichtung von zinslosen Investitions-
krediten oder Betriebshilfedarlehen ab.

Das Kreisschreiben und insbesondere Anhang 1 wurden gemeinsam mit Suissemelio (Vorstand 
23.10.2025) und KOLAS (Vorstand 04.02.2025) erarbeitet. Die darin aufgeführten Massnahmen sind 
abschliessend aufgezählt und dienen den kantonalen Vollzugsstellen als Grundlage, um die Liquidität 
in den von ihnen verwalteten Fonds sicherzustellen.

2 Rechtliche Rahmenbedingungen

• Bundesgesetz über Finanzhilfen und Abgeltungen (Subventionsgesetz, SuG, SR 616.1)
• Bundesgesetz über die Landwirtschaft (Landwirtschaftsgesetz, LwG, SR 910.1)
• Verordnung über die Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft (Strukturverbesserungsverord-

nung, SVV, SR 913.1)
• Verordnung über die sozialen Begleitmassnahmen in der Landwirtschaft (SBMV, SR 914.11)

Artikel 13 Subventionsgesetz gibt dem zuständigen Departement die Möglichkeit Prioritäten zu setzen, 
falls die erwartenden Gesuche die zur Verfügung gestellten Mitteln übersteigen.

Investitionskredite gemäss Art. 105 ff. LwG sind Teil der Strukturverbesserungen. Der Bund stellt den 
Kantonen die Mittel bereit, welche in der Staatsbuchhaltung als Schuld gegenüber dem Bund auszu-
weisen sind (Art. 71 Abs. 4 SVV). Die Kantone verfügen die Kredite an berechtigte Gesuchsteller. Der 
Bundesrat legt Höhe und Rückzahlungsmodalitäten fest (Art. 13 SVV; Art. 7, 12, 14 SBMV). Rückzah-
lungen und Zinserträge fliessen zurück in den Fonds de Roulement (Art. 110 Abs. 1 LwG; Art. 71 Abs. 3 
Bst. b SVV). Gleiches gilt für Betriebshilfedarlehen nach Art. 78 ff. LwG. Die Genehmigung eines IK 
oder BHD setzt voraus, dass im Fonds genügend liquide Mittel vorhanden sind. Die Kantone melden 
ihre Bestände halbjährlich (Art. 71 SVV) und tragen die Verwaltungskosten (Art. 112 LwG).

Die Kantone haben einen Ermessenspielraum, der innerhalb der Schranken der Grundsätze des staat-
lichen Handelns umgesetzt wird. Neben dem bestehenden Ermessenspielraum können weitergehende 
Massnahmen eingeführt werden. Diese werden in einem separaten Anhang aufgeführt. Der Anhang 
kann entsprechend der Entwicklung der Liquidität angepasst oder aufgehoben werden.

3 Problemstellung, Zielsetzung und Lösungsansätze

3.1 Problemstellung
Im Jahr 2024 nahm die Liquidität im Fonds de Roulement IK schneller ab als in den Vorjahren und be-
trug gemäss Angaben der Kantone per Ende 2024 noch rund 179 Mio. Franken. Die Umfrage per Mitte 
2025 bestätigt diesen Trend und zeigte noch eine Liquidität von rund 100 Mio. Franken. Spätestens 
2026 wird die Liquidität aufgebraucht sein. In vielen Kantonen zeichnet sich bereits heute ab, dass 
Wartelisten geführt werden müssen und der Handlungsspielraum genutzt werden muss, um die Pro-
jekte und Gesuche zu priorisieren.
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Da der Investitionskredit ein zentrales Instrument des Bundes für Strukturverbesserungen ist, sollten 
die Massnahmen von allen Kantonen koordiniert und einheitlich umgesetzt werden. Ohne diese Ab-
stimmung entstehen Unterschiede im Vollzug, und der Ausgleich von Liquidität zwischen den Kanto-
nen wird erschwert.

3.2 Zielsetzung
Dank der raschen Umsetzung von Massnahmen zur Schonung der Liquidität sollen auch künftig ein-
treffende Gesuche innerhalb einer nützlichen Frist finanziert werden können. Mit den Massnahmen 
sollte der Bedarf um 40 bis 70 Mio. IK und BHD jährlich reduziert werden können. 

3.3 Vorgehen zur Lösung von zu tiefer Liquidität im Fonds
Die kurzfristigen Massnahmen werden innerhalb des geltenden rechtlichen Rahmens und des vorge-
gebenen Budgets getroffen. Sie sind damit ein Teil der Lösung, die in drei Lösungsansätzen unter-
schieden wird.

1. Kurzfristig:
Die Kantone nutzen vorausschauend den Handlungsspielraum bei der Vergabe von Investitions-
krediten und Betriebshilfedarlehen im Rahmen des geltenden rechtlichen Rahmens und dieses 
Kreisschreibens.

2. Mittelfristig:
Sofern auch künftig die liquiden Mittel im Fonds de Roulement für Investitionskredite oder Be-
triebshilfe nicht ausreichen, soll durch eine Anpassung der Verordnung einfacher Massnahmen 
ergriffen werden können und eine höhere Flexibilität zur Verwendung von Kreditresten im Struk-
turverbesserungskredit geschaffen werden.

3. Langfristig:
Entsprechend der Strukturverbesserungsstrategie 2030 müsste das Schweizer Parlament im Rah-
men der Budgetdebatten über eine Aufstockung des Fonds de Roulement IK und BHD beschlies-
sen. Für eine Erhöhung spricht neben den anhaltend hohen Gesuchen auch die Tatsache, dass 
sich die Betriebe dem Klimawandel und dem entsprechenden Strukturwandel anpassen müssen. 
Die vom Bund gesprochenen Mittel werden von den Kantonen garantiert, die ihrerseits auf die 
Grundpfandsicherheiten zurückgreifen können. Verfügen die Fonds dereinst über zu hohe flüssige 
Mittel, könnten diese wieder in die Bundeskasse zurückgeführt werden.

4 Umsetzung der Massnahmen

Aufgrund einer knappen Liquidität im Fonds de Roulement können die Kantone zur Sicherung der Li-
quidität zusätzlich zum bestehenden Handlungsspielraum (vgl. nachfolgende Ziffern) auch die im An-
hang 1 vorgesehenen Massnahmen anwenden.

4.1 Grundsätzlicher Ermessensspielraum der Kantone
Bereits bei der Prüfung und Beurteilung der Gesuche, haben die Kantone ein grosses Ermessen, um 
Projekte priorisieren zu können. Die dazu nötigen Instrumente sind: 

1. Die Kantone prüfen die Gesuche gewissenhaft hinsichtlich Tragbarkeit (Art. 32 SVV; 
Art. 7 SBMV), Wirtschaftlichkeit und Risiko. Die Kantone tragen das Risiko eines Kreditausfalls, 
weshalb sie die zur Verfügung stehenden Sicherheiten und die Gesamtverschuldung mitberück-
sichtigen (Art. 12 SVV; Art. 12 SBMV). Projekte, die nicht wirtschaftlich genug sind, zu riskant 
oder für die Familie nicht tragbar sind, werden nicht unterstützt oder zur Überarbeitung der Pro-
jekte zurückgestellt.

2. Die Investitionskredite und Betriebshilfedarlehen sollen entsprechend der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit der Betriebe oder Trägerschaften möglichst rasch getilgt werden. Die maximale 
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Laufzeit von 20 Jahren bzw. 14 Jahren (Art. 13 Abs. 1 SVV) wird nur in Ausnahmen gewährt. Mit 
höheren Rückzahlungen kann der Fonds de Roulement rascher umgeschlagen werden und die 
Mittel können schneller wieder für neue Gesuche verwendet werden.

4.2 Übersicht über den geltenden Bestimmungen mit grossem Ermessen der Kan-
tone in der Festlegung der Kredithöhe 

In den nachfolgend aufgeführten Fällen sehen die Verordnungen maximale Ansätze für Investitionskre-
dite bzw. Betriebshilfedarlehen vor, so dass die Kantone den jeweiligen Kredit auch tiefer ansetzen 
können.

4.2.1 Maximale Ansätze für Investitionskredite

SVV (SR 913.1)
Nr. Bezeichnung Massnahme

Artikel SVV bzw.
Anhang (A)

Ansatz
Maximum 

30 Betriebsleiterwohnung1 A. 5, Ziffer 4.1.1 bis 50%
34 Anlage für Spezialkulturen A. 5, Ziffer 6 bis 50%
35 Fische, Algen, Insekten und weitere (dito.) A. 5, Ziffer 6 bis 50%
36 Tätigkeit im landwirtschaftsnahen Bereich (dito.) A. 5, Ziffer 6 bis 50%
37 Anlage für produzierenden Gartenbaubetrieb (dito.) A. 5, Ziffer 6 bis 50%
38 Anlage zur Biomasseverwertung (dito.) A. 5, Ziffer 6 bis 50%
70 IK-Restfinanzierung Art. 11 Abs. 3 Bst. c, 

Art. 28 Abs. 3
bis 50%

71 IK-Baukredit Art. 11 Abs. 3 Bst. c, 
Art. 28 Abs. 1-2
Art. 39 Abs. 4
Art. 51 Abs. 3

bis 75%

72 IK für PRE Art. 51 Abs. 1 bis 50%
73 Füll- und Waschplätze für PSM-Spritzgeräte A. 6, Ziffer 3.2.2 max. 80 m²

4.2.2 Betriebshilfedarlehen 

Die Kantone können Betriebshilfedarlehen gewähren (Art. 1 Abs. 1 SBMV) und dabei eine Obergrenze 
je Betrieb festlegen, die nicht unter 200 000 Franken liegt (Art. 7 Abs. 3 SBMV).

Die Kantone finanzieren den Fonds de Roulement Betriebshilfe zusammen mit dem Bund. Durch die 
Verbundaufgabe können die Kantone strengere Rahmenbedingungen für Betriebshilfedarlehen erlas-
sen (Art. 16 Abs. 1 SBMV).

Die Kantone bestimmen die Frist zur Rückzahlung entsprechend den wirtschaftlichen Möglichkeiten 
der gesuchstellenden Personen (Art. 14 Abs. 2 SBMV). Sie können darüber hinaus die Tilgungsrate er-
höhen, wenn sich die wirtschaftlichen Verhältnisse der Darlehensnehmerin oder des Darlehensneh-
mers wesentlich verbessert hat (Art. 14 Abs. 4 SBMV).

4.3 Umsetzung der zusätzlichen Massnahmen im Anhang 1
Die Massnahmen im Anhang 1 gelten für Kantone mit ungenügender Liquidität in den Fonds de Roule-
ments IK und BHD und können auf alle Gesuche angewendet werden, die ab dem 1. Januar 2026 über 
das elektronische Portal des Bundes («eMapis») dem BLW übermittelt werden. Mit einer Übergangs-
frist von 6 Monaten wird sichergestellt, dass Gesuche, die beim Kanton bereits vollständig eingereicht 
wurden, noch nach der geltenden Praxis beurteilt werden dürfen. Anpassungen treten mit ihrer Veröf-
fentlichung in Kraft.

1 Bestimmung nach Ziffer 4.2 der Anleitung für die Schätzung des landwirtschaftlichen Ertragswertes, Anhang zur VBB
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Über die Aufhebung oder Ergänzung einzelner Massnahmen entscheidet das BLW unter Anhörung der 
Suissemelio. Die Änderungen werden den Kantonen elektronisch mitgeteilt und auf der BLW-Webseite 
publiziert. Ergänzungen bleiben vorbehalten, falls sich die beschlossenen Massnahmen als ungenü-
gend erweisen.

Sobald sich die Liquidität schweizweit stabilisiert und ein Ausgleich zwischen den Kantonen möglich 
ist, wird der Anhang 1 ganz oder teilweise aufgehoben. Werden die Massnahmen nicht oder nur teil-
weise umgesetzt, berücksichtigt das BLW dies bei einer allfälligen Umverteilung oder Neuzuteilung von 
Bundesmitteln.

Das vorliegende Kreisschreiben tritt per 1. Januar.2026 in Kraft.

Martin Würsch
Leiter Fachbereich 
Betriebsentwicklung und Bodenrecht

Johnny Fleury
stv. Fachbereichsleiter

Anhang 1: Weitergehende Massnahmen zur Schonung der Liquidität
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Anhang 1
Weitergehende Massnahmen 
zur Schonung der Liquidität

Die nachfolgenden Massnahmen sind ab dem 01. Januar 2026 bis auf Weiteres gültig und dienen der 
Schonung der Liquidität in den Fonds de Roulements. Die Kantone haben damit einen erweiterten 
Handlungsspielraum (vgl. Ziff. 4.3). Sie wurden vom Departement unter Anwendung von Artikel 13 Ab-
satz 2 Subventionsgesetz am 08. Dezember 2025 gutgeheissen:

1. Die berechneten Investitionskredite werden relativ um 10 bis 15 Prozent gekürzt.

2. Die maximale Laufzeit für Investitionskredite wird von 20 auf 15 Jahre und für Starthilfen von 
14 auf 10 Jahre reduziert.

3. Die Finanzierung des Erwerbs von landwirtschaftlichen Nutzflächen auf dem freien Markt (Art. 40 
Abs. 2 Bst. b SVV, Anhang 6 Ziffer 2) kann durch den jeweiligen Kanton sistiert werden. 

4. Die vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel für Betriebshilfedarlehen werden priorisiert und nur 
für unverschuldete finanzielle Bedrängnisse verwendet. Zur Behebung einer unverschuldeten Not-
lage darf auch eine Umschuldung bestehender Kredite gewährt werden.

Übergangsregelung:

Gesuche, die vor dem Inkrafttreten dieser Änderung vollständig bei der zuständigen kantonalen Be-
hörde eingereicht werden, können während sechs Monaten nach Inkrafttreten nach der bisherigen Pra-
xis behandelt und verfügt werden.


		2025-12-08T15:42:32+0100
	Liebfeld


		2025-12-10T15:45:03+0100




